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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates 
 

Ja, aber zu Anpassung der KVG-Bestimmungen mit internationalem Bezug 

Der Regierungsrat stimmt - in Übereinstimmung mit der Konferenz der kantonalen Gesundheits-
direktorinnen und -direktoren - den vorgeschlagenen Anpassungen der Bestimmungen des 
Krankenversicherungsgesetzes mit internationalem Bezug weitgehend zu, wie er in seiner Ver-
nehmlassung an das Eidgenössische Departement des Innern festhält. Die KVG-Revision bein-
haltet einerseits die grenzüberschreitende Zusammenarbeit: Es wird eine Gesetzesgrundlage 
geschaffen, um die Kostenübernahme für Leistungen im grenznahen Ausland durch die obliga-
torische Krankenversicherung unter klar definierten Voraussetzungen zu ermöglichen. Weiter 
wird die Kostenübernahme bei Spitalbehandlungen in der Schweiz von Personen, die in einem 
EU-/EFTA-Staat wohnen und in der Schweiz versichert sind, vorgesehen. Schliesslich sollen die 
Versicherer neu verpflichtet werden, bei ambulanten Behandlungen in der Schweiz in jedem Fall 
- unabhängig vom Wohnort des Versicherten - die vollen Kosten nach dem für den betroffenen 
Leistungserbringer geltenden Tarif zu vergüten. 
 
Die Regierung lehnt - in Übereinstimmung mit der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirek-
torinnen und -direktoren - die Einführung einer kantonalen Mitfinanzierungspflicht bei Spitalbe-
handlungen von Personen mit Wohnsitz im Ausland ab. Das mit dem europäischen Koordinati-
onsrecht übernommene Diskriminierungsverbot wird durch die heutige Regelung nicht tangiert, 
da die Kosten der stationären Behandlungen auch für Versicherte, die in einem EU / EFTA-Staat 
wohnen, vollumfänglich (durch die Krankenversicherung) gedeckt werden. Auch in Bezug auf 
die Prämienhöhe ist derzeit keine Diskriminierung festzustellen. Den übrigen Punkten wird zu-
gestimmt, wobei mit Blick auf die Interpretation des Gesetzestextes und die erwarteten Vollzugs-
bestimmungen ergänzende Anmerkungen beigefügt werden, welche der besonderen Betroffen-
heit des Grenzkantons Schaffhausen Rechnung tragen. 
 

Spitalliste für Psychiatrie und Rehabilitation verlängert 

Der Regierungsrat hat die Spitalliste für die Bereiche Psychiatrie und Rehabilitation verlängert. 
Die Liste war ursprünglich - im Gegenzug zur Spitalliste Akutsomatik - bis Ende 2014 befristet, 
weil in den beiden Leistungsbereichen noch keine interkantonal abgestimmte Definition der Leis-
tungsgruppen verfügbar war und weil zudem auch noch erhebliche methodische Unklarheiten 
bezüglich Berücksichtigung von Privatkliniken mit breiten interkantonalen Einzugsgebieten be-
standen. Diese offenen Punkte konnten noch nicht geklärt werden. Entsprechend wird eine 
nächste Neubeurteilung - zusammen mit der Spitalliste Akutsomatik - erst im ordentlichen Revi-
sionsverfahren 2016 durchgeführt. Bis dahin wird die vorläufige Befristung der Listen aufgeho-
ben. 
 
Auf den Spitallisten Psychiatrie und Rehabilitation sind neben den Spitälern Schaffhausen ver-
schiedene Leistungserbringer aus anderen Kantonen aufgeführt. 
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Genehmigung eines Gemeindeerlasses 

Der Regierungsrat hat die von der Gemeindeversammlung Buch am 28. November 2014 be-
schlossene Änderung der Gemeindeverfassung Buch genehmigt. 
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